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Zu Beginn der Versammlung konnte der Per-
sonalratsvorsitzende zahlreiche Beschäftigte
begrüßen. Zu den Gästen gehörten der Kanz-
ler Dr. Ertmann und sein Stellvertreter Herr
Jock, Herr Dr. Bestler vom Arbeitsmedizini-
schen Dienst sowie Frau Dr. Zuber-Knost. Die
Gewerkschaft ver.di war durch Frau Amely Poll
vertreten und der Hauptpersonalrat durch
Herrn Stefan Quadt. Der Rektor ließ sich we-
gen dringender Amtsgeschäfte entschuldigen.
Nach der Begrüßung stellte sich die für die
Universität zuständige Gewerkschaftssekretä-
rin vor und sprach über die neuen Regelungen
des Kündigungsschutzes, der Zuwendungen
(Weihnachtsgeld) sowie des Urlaubsgelds.
Hierüber hatten wir in unserem letzten Info be-
reits berichtet. Das Info kann auf unserer Web-
seite nachgelesen werden.
Danach stellte Dr. Gröben vom Arbeitskreis
"Gesunde Universität" die Ergebnisse der vom
Arbeitskreis durchgeführten Befragung vor. Im-
merhin hatten 30 Prozent den an 1600 Be-
schäftigte verschickten Fragebogen beantwor-
tet. Die Ergebnisse liegen dem Personalrat vor
und können demnächst  ebenfalls auf unserer
Webseite eingesehen werden. Nun sollen die
Institute unterrichtet und um eine Stellungnah-
me gebeten werden.
Ein Schwerpunkt des folgenden Rechen-
schaftsberichts waren die Umstrukturierungs-
bemühungen der Universität und die vielfälti-
gen Auswirkungen auf die Beschäftigten. Die
von der Landesregierung verordneten Einspa-
rungen haben unter anderem zum Solidarpakt
geführt. Nach dessen Auslaufen in 2006 seien
jetzt bereits weitere Einsparungen in Höhe von
90 Millionen Euro vorgesehen.
Krahl sprach von einer Gerechtigkeitslücke
und einem kaum zu überbietenden Zynismus
des Ministerpräsidenten, „der die Beamten-
schaft in schamloser Weise benachteiligt und
dann sagt, aus Gründen der Gerechtigkeit
müsse man das mit den Arbeitern und Ange-
stellten auch so machen.“ Diese Ungerechtig-
keit setze sich nach unten fort. Da sei es dann
kein Wunder, wenn bei Beratungsgesprächen,
bei denen es sehr häufig um Eingruppierungs-
themen gehe, eine ungerechte Bezahlung be-
klagt werde. Gerade im Drittmittelbereich gebe
es nur eine Minderheit von ProfessorInnen, die
den Zusammenhang von Motivation und Leis-
tungsfähigkeit erfassen würden und bereit sei-
en aus dem „Drittmittelkuchen“ auch etwas an
die Beschäftigten weiterzugeben. Da es außer-
dem Bereiche gebe, an denen nichts zu vertei-
len sei, führe das dazu, dass bei gleicher Ar-
beit die Einen leistungsgerecht bezahlt würden
und die Anderen eben nicht, „weil unser Arbeit-
geber, das Land, das bei der Zuteilung der
Personalmittel halt vor langer Zeit mal so ver-
ordnet hat“. Dies sei eine Nivellierung nach un-
ten.
Ausgegangen war der Vorsitzende von der im
letzten Jahr durchgeführten Evaluation (Be-
wertung) der Verwaltung, deren Ergebnisse in-
zwischen auch dem Personalrat vorliegen. Sie
ergab, dass die Zentralverwaltung gut bis sehr
gut arbeitet. Dennoch mache die Tatsache
misstrauisch, wenn bereits vor dem Vorliegen
der Untersuchung, die ja eigentlich Grundlage
einer Umstrukturierung sein sollte, vom Kanz-
ler und seinem Stellvertreter eine Neustruktu-
rierung der Zentralverwaltung vorgelegt wurde.
So sei deutlich geworden, „dass die Evaluation
im wesentlichen eben doch den Zweck zu ha-
ben scheint, den Arbeitsdruck auf das Fußvolk
zu erhöhen und – davon ganz unabhängig die
Strukturveränderung im wesentlichen der An-
passung an die vorhandenen Personalgege-
benheiten, insbesondere beim höheren Dienst
dient.“
Der Personalrat sei aber an einer sinnvollen
Strukturveränderung sehr interessiert, nur
müsse sich diese auch sinnvoll auf den Ge-
samtbetrieb Universität beziehen. Dies werde
schon seit Jahren gefordert allerdings ohne
sichtbaren Erfolg.
Allerdings werde dem Kanzler auch die Arbeit
durch die Landesregierung schwergemacht,
die ständig mit neuen Ideen – keineswegs im-
mer sinnvollen – dazwischenfunke. So sei
auch das neue Universitätsgesetz, das ja
schon wieder im nächsten Jahr novelliert wird,
eher hinderlich, da man ja nicht wissen könne,
was da denn noch so alles auf uns zukommt.
Das Vorhaben, den Universitäten mehr Auto-
nomie zu gewähren, könne ja auch dazu füh-
ren, dass sich der Staat immer mehr aus der
beruflichen Bildung herausschleicht und den
Universitäten den Geldhahn zudreht.
Bericht über die Personalversammlung  
im Oktober
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Weiter betonte Krahl: “Die Universität  Karlsru-
he gehört national und international zur Spit-
zenklasse und das  zeigt eigentlich schon,
dass wir hier nicht zu doof sind, eine Uni richtig
zu betreiben.“ Der Personalrat werde sein be-
sonderes Augenmerk darauf richten, „allzu for-
sche Privatisierungsideen abzuwehren“, die
Weiterbildung für das Personal voranzutreiben











von unserem  La-
den sowieso kaum
was verstehen,“ so Krahl.
Als Beispiel nannte er den Werkstattbeauftrag-
tenausschuss, den man mit neuem Namen
und erweiterten Kompetenzen wiederbeleben
könne. Auch die Kosten-Leistungs-Rechnung
könne durchaus ein brauchbares Instument
sein, wenn man es sinnvoll einsetze.
Besonders wichtig sei ein vernünftiger Perso-
naleinsatz: „..ob  Beschäftigte ihre Fähigkeiten
wirklich optimal in Arbeit umsetzen können,
hängt von verschiedenen, eben gerade nicht
technischen Faktoren ab. Solche Faktoren
sind beispielsweise:
-Vertrauen zu den Vorgesetzten
-die Überzeugung, dass die zu erfüllenden
Aufgaben sinnvoll sind
-Anerkennung von Leistung und das Gefühl,
als Mensch betrachtet und behandelt zu
werden.
Diese Dinge sind innerhalb der Universität
durchaus zum Positiven beeinflussbar. Das
kostet wenig Geld, aber es erfordert viel Ein-
sicht, Toleranz und Solidarität bei allen Betei-
ligten.“
Anschließend meldete sich der Kanzler zu
Wort und sagte Herr Krahl habe die Universität
nur schlecht dargestellt. „Was mich begeistert“,
fuhr er fort, „Karlsruhe ist ein Mekka der Natur-
wissenschaften. Unsere Universität ist für Stu-
dierende nach Berlin und München der belieb-
teste Standort“, was man auch an der Steige-
rung der Studienanfängerzahl um 20% bis
50% im letzten Jahr ablesen könne. „Das ist
unser aller Erfolg! Wir sind Spitze!“ So habe es
im letzten Jahr „tolle Verbesserungsvorschlä-
ge“ gegeben. Nur hat er leider nichts zu deren
Umsetzung gesagt. Ein Beschäftigter warf ein,
Mängel würden nicht oder erst nach sehr lan-
ger Zeit und nur unter starkem Drängen abge-
stellt, wie zum Beispiel die Sauberkeit und der
technische Zustand von Toiletten. Darauf ant-
wortete Dr. Ert-
mann: „Sagen Sie
es uns, nur so
können wir es ab-
stellen!“ Er beton-






wenn sie von den
Beschäftigten auch gemeldet würden. Damit
erweckte er allerdings den Anschein, als brau-
che man nur einen Mangel anzeigen und
schon werde er beseitigt. Dass dem nicht so
ist, wissen wir alle und das es auch nicht so
sein kann weiß auch der Kanzler, denn bei der
schnellen Beseitigung von Mängeln spielen
auch andere, längerfristige Überlegungen eine
Rolle, nicht zuletzt auch die Finanzlage oder
die Überlastung des zuständigen Personals.
Als frohe Botschaft berichtete der Kanzler von
dem neuen Tagungshotel der Universität in
Freudenstadt, das von jedem Beschäftigten
genutzt werden könne. Man habe die Tarif-
struktur so gestaltet, dass es jedem möglicht
sei, dort abzusteigen. Näheres erfahren Sie
auf der Web-Seite der Universität unter „Mitar-
beiter“.
Die „Kundenzufriedenheitsanalyse“ der Ver-
waltung sei im Druck. Sie liegt dem Personal-
rat inzwischen auch vor. Man solle jetzt damit
weitermachen, sich mit anderen Universitäten
zu vergleichen, wie zum Beispiel Darmstadt
oder Heidelberg. 
Zum Thema Umstrukturierung in der Verwal-
tung sagte er, es habe sich um einen internen
Ablauf gehandelt, der nicht im unmittelbaren
Zusammenhang mit der Evaluation stünde. Auf
Nachfrage von Herrn Quadt vom Hauptperso-
nalrat ergänzte er, man habe eigentlich nur
aus einer Hauptabteilung zwei gemacht, wobei
keine Personalmehrkosten entstanden seien,
weil beide in Personalunion geleitet wür-
den......
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Weiter berichtete er von einem Treffen der
Kanzler aller Universitäten, wo über die Einfüh-
rung eines Wissenschaftstarifvertrags für die
Universitäten gesprochen worden sei. Er halte
dies für sinnvoll. „Man kann schließlich kein
beliebiges Wasserwirschaftsamt mit einer Uni-
versität vergleichen“. Die Strukturen seien zu
unterschiedlich.  Dabei übersah er aber, dass
dieser Vorschlag schon ein uralter Hut ist, der
schon damals schnell zu den Akten gelegt
wurde. Der Kanzler der Universität stünde
dann nämlich in Tarifverhandlungen der gro-
ßen Gewerkschaft ver.di gegenüber. Es würde
auch keineswegs ausschließlich um die Gehäl-
ter der Wissenschaftler verhandelt, sonder um
den Lohn und die Gehälter aller Beschäftigten.
Dabei würden von der Arbeitgeberseite Univer-
sität die Interessen der Dauerbeschäftigten
und älteren Mitarbeiter  gegen die der jungen
Wissenschaftler ausgespielt werden. 
Auch im Bereich der Weiterbildung betonte Dr.
Ertmann die Nachfrageorientierung der Univer-
sitätsleitung und bemängelte es fehle an Nach-
frage. Dabei hat der Personalrat nach der
Durchführung einer Bedarfsumfrage (siehe Be-
richt im letzten Info des Personalrats) den Be-
darf sehr wohl schon vor längerer Zeit mitge-
teilt. 
Schließlich kam der Kanzler noch auf die Re-
duzierung der Betriebskosten zu sprechen. Es
sei nicht in Ordnung, wenn für die Gebäudebe-
triebskosten genauso viel ausgegeben würde,
wie für die Forschung! Dabei sollte er doch
wissen, dass die Betriebskosten unmittelbar
von Art und Umfang der Forschung abhängen.
Seine Aussage, eine Reduzierung der Be-
triebskosten sei zur Zeit kaum möglich, weil
man zur Zeit nicht in der Lage sei, die Kosten
bestimmten Verursachern zuzurechnen, kann
sich nur darauf beziehen, dass es nach den
von Forschung und Lehre notwendig erzeug-
ten Kosten auch einen variablen Teil gibt, der
durch das Verhalten der Beschäftigten zu be-
einflussen sei.
Aus Daten, Zahlen, Fakten
ein Info-Blatt Der Universität
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„10% dieser Betriebskosten seien einzuspa-
ren“, so der Kanzler. Doch worum geht es hier!
Rechnen wir einmal nach: 80% der Gebäude-
betriebskosten sind der Forschung unmittelbar
zuzurechnen. Bleiben 20 %, von den wieder-
um 10% einzusparen seien, das sind 2% der
Gesamtsumme!
Packen wir es an liebe Kolleginnen und Kolle-
gen!
Es war eine interessante und abwechselungs-
reiche Veranstaltung!
Der Personalrat beglückwünscht die neue
Frauenvertreterin Sabine Berker zu ihrer
überzeugenden Wahl. Weit über 300 Frauen
aus dem Bereich Verwaltung und Technik ha-
ben von ihrem Wahlrecht Gebrauch gemacht.
Dies zeigt, dass die Bedeutung des Amtes in
den Augen der Frauen gestiegen ist und stärkt
die Position der Frauenvertretung an der Uni-
versität Karlsruhe.
Als Stellvertreterin bleibt Ulrike Welte weiter-
hin im Amt.
Sabine Berker: "Ich bedanke mich für das mir
entgegengebrachte Vertrauen. Bei der Wahl
gab es erfeulicherweise eine hohe Wahlbeteili-
gung. Für die Frauenvertretung ist es wichtig
und notwendig, dass die wahlberechtigten
Frauen ihr Recht wahrnehmen und die Gele-
genheit zur Wahl nutzen. Das Votum der Frau-
en verdeutlicht der Dienststelle, dass die nicht-
wissenschaftlichen weiblichen Beschäftigten
das Interesse haben, mit ihren Belangen und
Anliegen vertreten zu werden und stärkt auf
diese Weise der Frauenvertretung den Rük-
ken. Die hohe Wahlbeteiligung werte ich auch
als ein Erfolg der Arbeit meiner Vorgängerin
Frau Eichler, der ich dafür an dieser Stelle
herzlich danken will.
Ich sehe meine Aufgabe darin, die Position der
Frauen an der Universität zu stärken und ihre
Arbeitsbedingungen zu verbessern."
Die rechtliche Grundlage für die Arbeit der
Frauenvertreterin ist das Landesgleichberech-
tigungsgesetz (LGIG). Es sieht die Umsetzung
des Gleichberechtigungsgrundsatzes in den
Behörden des Landes vor.
Dies beinhaltet insbesondere die gezielte be-
rufliche Förderung von Frauen, die Verbes-
serung der Zugangs- und Aufstiegsbedingun-
gen für Frauen und die deutliche Erhöhung
des Anteils an Frauen, soweit sie in einzelnen
Bereichen geringer repräsentiert sind als Män-
ner und den Abbau bestehender Benachteili-
gungen.
Gefördert werden soll auch die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf für Frauen und Män-
ner.




tungen angeboten werden, die eine Weiterqua-
lifikation ermöglichen und/oder auf die Über-
nahme von Tätigkeiten vorbereitet, bei denen
Frauen gering repräsentiert sind.
Bei Durchführung von beruflichen Fort- und
Weiterbildungsmaßnahmen soll darauf geach-
tet werden, dass Beschäftigten mit zu betreu-
enden Kindern unter vierzehn Jahren eine Teil-
nahme möglich ist.
Vereinbarkeit von Familie und Beruf
Die Dienststellen können auf Antrag über eine
gleitende Arbeitszeit hinaus eine familienge-
rechte Gestaltung der täglichen und wöchentli-
chen Arbeitszeit einräumen, wenn dies nach-
weislich zur Betreuung von mindestens einem
Kind unter 18 Jahren erforderlich ist und
dienstliche Belange nicht entgegenstehen.
Teilzeit
Die Dienstelle hat unter Einbeziehung der
Frauenvertreterin ein ausreichendes Angebot
an Teilzeitarbeitsplätzen, auch bei Stellen mit
Vorgesetzten und Leitungsaufgaben zu schaf-
fen, soweit zwingende dienstliche Belange
nicht entgegenstehen.
Beurlaubung
Die Dienststelle hat insbesondere den aus fa-
miliären Gründen Beurlaubten durch geeignete
Maßnahmen die Verbindung zum Beruf und
den beruflichen Wiedereinstieg zu erleichtern.
Beurlaubten soll in geeigneten Fällen Gelegen-
heit gegeben werden, Urlaubs- und Krank-
heitsvertretungen wahrzunehmen.
Frauenförderplan was ist das?
Wer muss ihn erstellen?
Jede personalverwaltende Dienststelle, deren
Personalverwaltungsbefugnis mindestens 50
Beschäftigte umfasst. Es muss mindestens ein
Frauenförderplan erstellt werden. Bei der Er-
stellung und Anpassung ist die Frauenvertrete-
rin frühzeitig zu beteiligen
Wie lange gilt er ?
4 Jahre. Bei erheblichen strukturellen Ände-
rungen soll er angepasst werden.
Wer darf ihn einsehen?
Die Frauenförderpläne sind der Dienstauf-
sichtsbehörde oder der Dienststelle, die die
Rechtsaufsicht ausübt, vorzulegen. Er ist in
der Dienststelle an geeigneter Stelle zur Ein-
sicht auszulegen, auszuhängen oder in sonsti-
ger Weise bekannt zumachen.
Wahl der Frauenvertreterin
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Welchen Inhalt muss er haben?
Bestandsaufnahme und Analyse der Beschäf-
tigtenstruktur, z.B. Anzahl der männlichen und
weiblichen Beschäftigten, Anzahl der Bewer-
bungen -gegliedert nach Geschlecht-, Anzahl
der Einstellungen -gegliedert nach Ge-
schlecht-.
Der Frauenförderplan muss genaue Ziel- und
Zeitvorgaben enthalten zur deutlichen Erhö-
hung des Anteils der Frauen bei der Einstel-
lung und Beförderung in Bereichen, in denen
Frauen geringer repräsentiert sind, unter Be-
rücksichtigung der Ausgangslage. 
Wichtig zu wissen für alle weiblichen Be-
schäftigten:
Sie können sich ohne Einhaltung des
Dienstwegs an die Frauenvertreterin wen-
den!
Die Frauenvertreterin und ihre Stellvertrete-
rin unterliegen der Verschwiegenheits-
pflicht!
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Die Jugend- und Auszubildendenvertretung und der Personalrat der Universität Karlsruhe (TH)
gratulieren 
Ruben Bonzanin, Institut für Bodenmechanik und Felsmechanik
herzlich zum 2. Kammersieger  im Beruf Maschinenbaumechaniker Fachrichtung: Allgemeiner Ma-
schinenbau.
Wir wünschen weiterhin viel Erfolg im Berufsleben.
Herzlichen Glückwunsch!
Nach dem neuesten Rundschreiben  des Mini-
steriums für Wissenschaft, Forschung und
Kunst (MWFK) gilt für oben genannten Perso-
nenkreis folgendes:
Arbeitnehmer, die vor dem 1.8.2003 eingestellt
wurden und deren Arbeitsverhältnis fortbe-
steht, erhalten bis auf weiteres das Urlaubs-
geld  und die Zuwendung  in der bisherigen
Höhe.
Urlaubsgeld
Für alle nach dem 1.8.2003 Eingestellten  wird
kein Urlaubsgeld mehr gezahlt.
Das gilt auch für folgende  Fälle:
- Statuswechsel z.B. vom Arbeiter zum An-
gestellten beim selben Arbeitgeber
- Wechsel zu einer anderen Dienststelle des
Landes unter Auflösung und Abschluss ei-
nes neuen Arbeitsvertrages 
- Übernahme eines Auszubildenden beim
selben Arbeitgeber
- Abschluss eines neuen Arbeitsvertrages im
Anschluss an ein bestehendes, befristetes
Arbeitsverhältnis beim selben Arbeitgeber 
Besonderheiten
Vor dem 1.8.2003 Vollzeit  Beschäftigte  deren
Arbeitsverhältnis teils unbefristet und teils be-
fristet ist, verlieren das Urlaubsgeld anteilmä-
ßig, wenn der befristete Teil ihres Arbeitsver-
hältnisses  nach dem 1.8.2003 endet und befri-
stet oder unbefristet fortgesetzt wird.
Hat der Beschäftigte vor dem 1.8.2003 ein un-
befristetes Teilzeitarbeitsverhältnis inne und
wird lediglich die Arbeitszeit nach dem
1.8.2003 aufgestockt oder verringert, erhält der
Beschäftigte weiterhin anteilmäßig Urlaubs-
geld. 
Der Abschluss eines Altersteilzeitarbeitsver-
hältnisses ist keine Neueinstellung. Folglich er-
hält der Arbeitnehmer dessen Altersteilzeitar-
beitsverhältnis nach dem 1.8.2003 abge-
schlossen wurde,  das Urlaubsgeld anteilig
weiter.
Zuwendung
Die obigen Ausführungen zur Verfahrensweise
beim Urlaubsgeld gelten ebenso für die Zu-
wendung. Die Höhe der Zuwendung richtet
sich  für Angestellte, Arbeiter und Auszubilden-
de die nach dem 1.8.2003 eingestellt wurden,
nach den  für die Beamten zu erwartenden lan-
desrechtlichen Vorschriften.
Die Zuwendung beträgt voraussichtlich
63,96%. 
Für die   familienbezogenen Bestandteile im
Ortszuschlag bei Angestellten bzw. Sozialzu-
schlag bei den Arbeitern soll es  beim tariflich
festgelegten Bemessungssatz von 83,79 %
bleiben. 
Wissenschaftlliche Hilfskräfte:
Bei wissenschaftlichen Hilfskräften wird ab
Wintersemester 2003/2004 nur noch 80% der
bisherigen Zuwendung gezahlt.
Urlaubsgeld und Zuwendungen (Weihnachtsgeld) für Ange-
stellte, Arbeiter Auszubildende und wiss. Hilfskräfte
Personalrat Aktuell November 2003 Seite 7
In den vergangenen Jahren erhielten die Ar-
beitsämter der Bundesrepublik ca. 5,6 Milliar-
den DM Bundeszuschüsse pro Jahr. Für 2003
war ursprünglich geplant, dass die Arbeitsäm-
ter ohne Bundeszuschuss auskommen sollen.
Dieses Ziel sollte durch die Durchsetzung zahl-
reicher Maßnahmen sichergestellt werden. Na-
türlich benötigten die Arbeitsämter auch 2003
Zuschüsse von Seiten des Bundes – und er-
hielten sie auch -  trotzdem traten, wie wir alle
wissen, die neuen Arbeitsmarkt-Reformgeset-
ze in Kraft. Hier einige Beispiele, wie sich die-
se Maßnahmen in Karlsruhe auswirken:
Drastische Streichungen bei allen „Kann-Maß-
nahmen“ wie z.B.:
- ABM. Es werden nur noch ABM-Maßnah-
men bewilligt, deren Laufzeit weniger als ein
Jahr beträgt. Sollte die ABM-Maßnahme
nicht zu einem Dauerarbeitsverhältnis füh-
ren, entsteht dadurch kein Anspruch auf Ar-
beitslosengeld.
- Bildungsmaßnahmen. Durch die Kürzung
der bereitgestellten Finanzmittel um 50% ge-
genüber dem Vorjahr werden so gut wie kei-
ne Umschulungsmaßnahmen mehr durchge-
führt. Weiterbildungsmaßnahmen werden
nur noch dann finanziert, wenn mit 70%
Wahrscheinlichkeit gesichert ist, dass die
Maßnahme unmittelbar zu einer Einstellung
führt. Die Maßnahmen werden in Module un-
terteilt und nur die absolut notwendigen Mo-
dule werden genehmigt. Personen, die kei-
nen Anspruch auf Arbeitslosengeld (mehr)
haben, erhalten bis auf wenige Härtefälle
keine Förderung mehr. Um den Wettbewerb
zwischen den einzelnen Bildungsträgern zu
fördern, entfällt das bisherige Recht der Ar-
beitsämter, Angebote zu prüfen und gezielt
zu vermitteln. Vielmehr verteilt das Arbeits-
amt jetzt „Bildungsgutscheine“. Die Perso-
nen, die eine Weiterbildung in Anspruch
nehmen wollen, müssen die Angebote der
diversen Bildungsträger nun selbst prüfen
und entscheiden, bei wem sie sich weiterbil-
den. Das Problem dabei ist, da die gezielte
Steuerung durch das Arbeitsamt wegfällt,
sind die Kurse teilweise nicht ausgelastet
und entfallen ersatzlos.
Auslagerung der „klassischen“ Arbeitsvermitt-
lung vom Arbeitsamt auf PersonalService-
Agenturen (PSA):
Jedes Arbeitsamt hat die Pflicht, für die Ein-
richtung mindestens einer PSA zu sorgen, die
die ursprünglichen Aufgaben des Arbeitsamtes
übernehmen sollen, nämlich
- Arbeitnehmerüberlassung mit dem Ziel der
Vermittlung eines festen Arbeitsplatzes
- Unterstützung der Arbeitssuche in verleih-
freien Zeiten
- (Weiter-)qualifizierung in verleihfreien Zeiten
Für Karlsruhe sollen insgesamt 9 Arbeitsver-
mittlungsstellen als PSA anerkannt werden, die
dann vom Arbeitsamt Karlsruhe den Auftrag er-
halten, ca 300 Personen zu vermitteln. Sollte
es der PSA gelingen, die Person in ein Be-
schäftigungsverhältnis zu vermitteln, erhält die
PSA eine Erfolgsprämie. Die Beschränkungen
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes wer-
den aufgehoben. 
Wegen der aktuellen Gesetzgebung sind
folgende Fälle besonders zu beachten:
Frühzeitige Arbeitssuche bei drohender Ar-
beitslosigkeit
Das Sozialgesetzbuch III (SGB III) wurde ent-
sprechend der Empfehlung der „Hartz-Kom-
mission“ zur frühzeitigen Arbeitssuche um ver-
schiedene Paragraphen ergänzt. Das bedeutet
für Arbeitnehmer im allgemeinen, dass sie ab
dem 1.7.2003 verpflichtet sind, frühzeitig vor
Beendigung ihres Versicherungspflichtverhält-
nisses eigenverantwortlich nach einer Be-
schäftigung zu suchen.
(§ 2 Abs. 5 Nr. 2 SGB III)
Konkret  bedeutet es
a) für Arbeitnehmer mit unbefristetetem
Arbeitsvertrag, deren Kündigungsfrist un-
ter drei Monaten liegt, egal ob sie gekün-
digt werden, selbst kündigen oder einen
Auflösungsvertrag abschließen, sich unver-
züglich nach Kenntnis des Beendigungs-
zeitpunktes  persönlich beim Arbeitsamt ar-
beitssuchend zu melden. "Unverzüglich"
heisst im allgemeinen Rechtsverkehr „ohne
schuldhaftes Zögern“, dabei ist von einem
Zeitraum von sieben Kalendertagen auszu-
gehen.
Achtung: Mit dem Zeitpunkt der Kenntnis-
nahme ist nicht der Beendigungszeitpunkt
gemeint.
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Hartz und die Folgen für Arbeitnehmer, Arbeitssuchende und
Arbeitslose
Ist die Kündigungsfrist länger als 3 Monate und
liegt der Kenntnisnahmezeitpunkt vor diesen
drei Monaten, ist die unverzügliche Meldung
beim Arbeitsamt drei Monate vor dem Beendi-
gungszeitpunkt ausreichend.
 
b) für Arbeitnehmer mit befristetem Ar-
beitsvertrag. Endet der befristete Vertrag
regulär durch Fristablauf und wird ein Fol-
gevertrag in Aussicht gestellt, ist der Be-
schäftigte trotzdem verpflichtet, sich unver-
züglich, persönlich 3 Monate vor Fristab-
lauf (Beendigungszeitpunkt) beim Arbeits-
amt arbeitssuchend zu melden.
Wird der befristete Arbeitsvertrag während der
Vertragslaufzeit  durch Auflösungsvertrag,
Kündigung seitens des Arbeitnehmers oder
des Arbeitgebers vorzeitig, d.h. vor Fristablauf
beendet, gilt die unter unbefristete  Arbeitsver-
träge geschilderte Verfahrensweise.
Ist die Befristung 3 Monate oder kürzer, muss
die Meldung schon zum Zeitpunkt des   Ver-
tragsabschlusses erfolgen. .
Befristete Verträge bei denen der Beendi-
gungszeitpunkt eine auflösende Bedingung ist
(z.B. Krankheitsvertretung) in diesen Fällen
muss, nach Bekanntgabe des Beendigungs-
zeitpunktes durch den Arbeitgeber,  in unse-
rem Beispiel (erlangte Arbeitsfähigkeit der er-
krankten Person) seitens des Arbeitnehmers
unverzüglich die Meldung beim Arbeitsamt er-
folgen.
Werden die obengenannten Fristen versäumt,
droht eine Minderung des Arbeitslosengeldes
für jeden Tag der verspäteten Meldung.
1. bei einem Bemessungsentgelt bis 
400 € um    7  €
2. bei einem Bemessungsentgelt bis
700 € um  35 €
3. bei einem Bemessungsentgelt über
700 €  um  50 €
Die Minderung ist jedoch auf den Betrag be-
grenzt, der sich bei einer Verspätung von 30
Tagen errechnet.
Im übrigen  muss dem Arbeitnehmer für diesen
Gang zum Arbeitsamt auf Antrag Arbeitsbefrei-
ung gewährt werden.
Keine Meldepflicht besteht
 - für Auszubildende in einem betrieblichen
Ausbildungsverhältnis
 - wenn nahtlos von einem zum anderen Ar-
beitsverhältnis gewechselt wird. Wichtig ist
dabei, dass der Folgevertrag bereits 3 Mo-
nate vor Fristablauf des alten Vertrages un-
terschrieben ist. (z.B.: erstes befristetes Ar-
beitsverhältnis, nahtloser Übergang zum
zweiten)
 - bei Arbeitsverhältnissen von weniger als 6
Wochen.
Bestehen Zweifel ob man zum meldepflichti-
gen Personenkreis gehört, empfiehlt der Per-
sonalrat, Erkundigungen beim Arbeitsamt ein-
zuholen.
Die Meldung zur frühzeitigen Arbeitssuche er-
setzt nicht die Meldung der Arbeitslosigkeit.
Wichtig: Es ist zu unterscheiden zwischen
dem Begriff „arbeitssuchend“ und  „arbeitslos“.
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Ab dem 1. April 2003 werden die bisherigen
„geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse auf
325 €-Basis“ in „Mini-Jobs“ umbenannt. Natür-
lich ändert sich nicht nur der Name, sondern
auch inhaltlich einiges. Ob alles einfacher wird,
wie von der Regierung behauptet, möge jeder
Leser selbst beurteilen.
Formen von Minijobs
Zum besseren Verständnis  der Minijob-Be-
schäftigungsverhältnisse 
1. geringfügig entlohnte Minijobs
2. Minijobs in Privathaushalten (Besonderhei-
ten gelten für Vereine)
3. kurzfristige Minijobs
4. Niedriglohnjobs
werden ihre Merkmale kurz beschrieben  und
die für Arbeitnehmer bzw. Arbeitgeber zu be-
achtenden Regelungen gegenübergestellt.
Zuständigkeiten
Für die Minijobs unter Punkt 1, 2, 3 ist die Mi-
nijob-Zentrale bei der Bundesknappschaft
(www.minijob-zentrale.de/) zuständig. Bei
Punkt  4 sind es die jeweiligen Krankenkassen
der Arbeitnehmer.
1. Geringfügig entlohnte Minijobs
Geringfügig entlohnte Minijobs sind Arbeitsver-
hältnisse bis zu einem maximalen Entgelt von
400 € im Monat.
Wichtig:  Maßgebend für die Befreiung von
der Versicherungspflicht ist der
                     
Durchschnittsverdienst innerhalb von 12 Mo-
naten, der 400 € nicht überschreiten darf (Be-
rechnungsbeispiel und Ausnahmeregelung sie-
he unten).
Arbeitnehmer
Für Arbeitnehmer sind die Minijobs abgaben-
frei.
Es dürfen  mehrere geringfügig entlohnte Mini-
jobs getätigt werden, allerdings nur  bei ver-
schiedenen Arbeitgebern und die Summe aller
Entgelte darf die 400 €-Grenze nicht über-
schreiten.
Des weiteren kann ein Minijob abgabenfrei zur
Hauptbeschäftigung getätigt werden, weitere
Minijobs werden mit der Hauptbeschäftigung
zusammengerechnet und sind dann sozial-
und steuerpflichtig, es sei denn es  handelt
sich um mehrere kurzfristige Minijobs nach
Punkt 3.
Rentenanwartschaften können erworben wer-
den, wenn der Minijobber die Differenz von
7,5 % zwischen dem 12 %igen Rentenbeitrag
des Arbeitsgebers und dem vollen Rentenver-
sicherungsbeitrag von derzeit 19,5 % selbst
bezahlt. 
Die Rentenbeitragszahlung muss der Arbeit-
nehmer schriftlich beim Arbeitgeber beantra-
gen, der zieht ihm den Beitrag vom Entgelt ab
und überweist den Betrag samt Arbeitgeber-
pauschale an die Minijob-Zentrale. Der Arbeit-
nehmer kann die Zahlung von Rentenbeiträ-
gen jederzeit beantragen.
Auf Ausnahmeregelungen sei an dieser Stelle
nur hingewiesen, weitergehende Informationen
gibt die Minijob-Zentrale.
Auch Urlaubs- und Weihnachtsgeld gibt es für
die Minijobber, wenn es im Arbeitsvertrag oder
einem Tarifvertrag festgelegt ist. 
s 400 €-Grenze beachten!
Ebenso besteht die Pflicht zur Entgeltfortzah-
lung bei Krankheit (max. für 42 Tage), Mutter-
schutz und Kur.
Arbeitgeber
Arbeitgeber zahlen für Minijobs Pauschalabga-
ben von 25 % der Verdiensthöhe des  Arbeit-
nehmers (2 % Steuern, 11 % KV, 12 % RV).
Außerdem muss für die Sicherung der Entgelt-
fortzahlung eine Umlage von 1,3 % (0,1 % für
Mutterschutz und 1,2 % für Krankheits- und
Kuraufwendungen) entrichtet werden.
Für kleinere und mittlere Betriebe besteht die
Möglichkeit der teilweisen Kostenerstattung








Verdienst: 550 € = 8 Monate x 550 €=  4.400 €
Juni – September:
Verdienst 200 € = 4 Monate  x 200 € =    800 €
Summe:               12 Monate             =  5.200 €
Monatliches Durchschnittsentgelt: 
5.200 € : 12 = 433,33 €
Fazit: Der Monatsdurchschnitt liegt über 400 €
und somit besteht Sozialversicherungspflicht!
Ausnahme: Eine unvorhergesehene pro Jahr
max. 2-malige Überschreitung der Verdienst-
grenze von max. 400 € ist für die Beitragsbe-
freiung unschädlich.
Kommentar: Hoch lebe der Bürokratismus!
2. Minijobs in Privathaushalten
Minijobs in Privathaushalten umfassen haus-
haltsnahe Tätigkeiten z.B. Pflege und Betreu-
ung von Kindern, Alten und Kranken, Gartenar-
beit, putzen, kochen, waschen usw. (besonde-
re Regelungen gelten für Vereine).
Arbeitnehmer
Bei Minijobs in Privathaushalten gelten die
gleichen Regeln wie unter Punkt 1) (Arbeitneh-
mer) beschrieben.
Ausnahme: Um Rentenanwartschaften zu er-
werben, muss ein erhöhter Beitrag zur RV ge-
leistet werden, nämlich 14,5 % (19,5 % gesetz-
licher Beitragssatz minus 5 % Arbeitgeber-RV-
Pauschalbeitrag).
Arbeitgeber
Die Pauschalaufwendungen betragen nur 12%
(jeweils 5 % für RV und KV plus 2% Steuern
des zu zahlenden Entgelts plus einer Umlage
von 1,3% für Entgeltfortzahlung, Mutterschutz
und Kur).
10% der Aufwendungen (maximal 510 €) kön-
nen jährlich von der Steuer abgesetzt werden.
Vereinen wird zusätzlich zum 400 €-Grenzbe-
trag eine abgabenfreie monatliche Aufwands-
entschädigung von 154 € (1.848 € jährlich) für
Betreuer und Übungsleiter gewährt, d.h. der
monatliche Grenzbetrag beträgt 554 €.
3. Kurzfristige Minijobs
Kurzfristige Minijobs liegen vor, wenn die Be-
schäftigung auf 2 Monate oder weniger als 50
Arbeitstage im Jahr befristet ist.
Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
Es müssen keinerlei Abgaben entrichtet wer-
den.
4. Niedriglohnjobs
Niedriglohnjobs sind Arbeitsverhältnisse bei ei-
nem Verdienst zwischen 400 € und 800 €
(Gleitzone).
Arbeitnehmer
Bei Überschreiten der 400 € Grenze besteht in
allen Zweigen der Sozialversicherung Versi-
cherungspflicht. Damit nicht gleich die volle
Abgabenlast  wirksam wird, erfolgt die Erhö-
hung des Arbeitnehmeranteils  kontinuierlich,
d.h., die Hälfte von 4 % bei 400 € bis zur Hälfte
von 21 % bei 800 €. Man spricht hier von einer
Gleitzone.
Als Beitragsbemessungsgrundlage dient nicht
das volle Entgelt, sondern sie wird nach einer
bestimmt Formel errechnet.
Arbeitgeber
Als  Abgaben zahlen sie bei Niedriglohnjobs
immer den Arbeitgeberanteil, d.h. die Hälfte
von 21 % des tatsächlichen Entgelts.
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Besoldungstabelle für Beamte
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VBLdynamik ist da!
Nach der VBLextra erschien  nun endlich am
22. September 2003 die schon lange angekün-
digte VBLdynamik auf dem Markt, eine weitere
freiwillige Zusatzversicherung für VBL-Pflicht-
versicherte. 
Diese Versicherung  ist im Gegensatz zur
VBLextra, der ein einfaches Sparmodell zu
Grunde liegt, ein auf Aktien und Rentenfonds
aufbauendes Produkt. Für Interessenten hier
die Informationsmöglichkeiten:
Im Internet:  www.vbl.de
Service-Telefon: 0180 5 006229
Montag – Freitag: 8.30 – 16.30 Uhr
Donnerstag: 8.30 – 18.00 Uhr
Arbeitszeitänderung bei Landesbeamten  
Ab 1.09.2003 wurde  die Arbeitszeit bei Beam-
ten und Beamtinnen von 40 auf 41 Wochen-
stunden erhöht.
Bei Teilzeit gilt folgendes
1. Ist als Arbeitszeit eine konkrete Stunden-
zahl festgelegt, werden die Bezüge abge-
senkt.
2. Ist prozentuale Teilzeitbeschäftigung verein-
bart, erfolgt eine entsprechende Erhöhung
der Arbeitszeit. Bei  regelmäßiger, auf die
Hälfte reduzierter Arbeitszeit von 20 Stun-
den/Woche erfolgt eine Erhöhung  auf 20,5
Stunden pro Woche.
Arbeitsfreier Tag für Beamte:
Bis auf weiteres bleibt es bei einem arbeitsfrei-
en Tag pro Jahr.
Bundesarbeitsgericht (BAG) Rechtspre-
chung zur Steuerklassenwahl bei Altersteil-
zeit:
Arbeitnehmer im öffentlichen  Dienst, die „in Al-
tersteilzeit gehen“, haben Anspruch darauf,
dass der Arbeitgeber das herabgesetzte Ein-
kommen teilweise aufstockt. Wechselt eine Ar-
beitnehmerin zu Beginn der Altersteilzeit die
Steuerklasse von vorher ungünstigen "IV/IV"
mit dem langjährig arbeitslosen Gatten in
"III/V", so liegt kein Rechtsmissbrauch vor –
auch wenn dadurch der Aufstockungsbetrag
des Arbeitgebers steigt, stellte das Bundesar-
beitsgericht in Erfurt fest (Az.: 9 AZR 605/02).
In einem anderen Fall sah das BAG die Sache
anders: Wechselt nämlich eine Arbeitnehmerin
zu Beginn der Altersteilzeit die Steuerklasse
von „V“ in „III“, obwohl sie nur die Hälfte des
Ehegatteneinkommens erzielt, so muss die
„unvernünftige“ Wahl vom Arbeitgeber nicht
berücksichtigt werden, weil sie ihn rechtsmiss-
bräuchlich belasten würde (Az.: 9 AZR 554/
02).
Altersteilzeit 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom
28.02.02  zur Kirchensteuer und zum Pro-
gressionsvorbehalt - Az.: 2 C 15.01- (Vorin-
stanz: Oberverwaltungsgericht Koblenz – Urteil
vom 19.01.2001 –Az.: 2 A 11297/00-).
Kirchensteuer
Bei der Ermittlung der fiktiven Vollzeit-Nettobe-
soldung sind 8 % Lohnsteuer ohne Rücksicht
darauf, ob der Beamte der Kirchensteuerpflicht
unterliegt oder nicht, abzuziehen (gilt auch für
Arbeiter und Angestellte).
Progressionsvorbehalt 
Bei der Ermittlung der Teilzeit-Nettobesoldung
als Bezugsgröße für die Berechnung des Alter-
steilzeitzuschlages bleibt der Progressionsvor-
behalt nach § 32b EStg (Einkommensteuerge-
setz) unberücksichtigt.
Sprechstunden der BfA in der Technolo-
giefabrik (Haid- und Neu-Str. 7)
Seit September 2003 finden alle 14 Tage mon-
tags um 16.00 Uhr Sprechstunden statt.
Terminvereinbarung unter Tel.: 0721/174270
 
Kurz notiert
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Lohnsteuerkarte 2004 
Abgeben nicht vergessen !
Was ist zu tun ?
Wenn Sie einen Steuerfreibetrag eintragen
oder ändern lassen wollen, müssen Sie das
beim Finanzamt beantragen. Ist die Eintragung
bzw. Änderung erfolgt, schicken Sie die Lohn-
steuerkarte an das LBV (Hauspost). Verges-
sen Sie nicht Ihre Personalnummer für „Gehalt
und ggf. Kindergeld“  auf der Lohnsteuerkarte
einzutragen. Die Eintragung bitte mit blau oder
schwarz schreibendem Kugelschreiber in das
dafür vorgesehene Feld vornehmen (auf der
Lohnsteuerkarte rechts oben unter Ordnungs-
merkmale des Arbeitgebers).
Weiterbildungsfahrt 2003
Die für das Spätjahr 2003 angekündigte Wei-
terbildungsfahrt muss leider aus organisatori-
schen Gründen  ins Frühjahr 2004 verschoben
werden.
Bürgertelefon zur Rentenreform
Zu allen Fagen rund um die Rentenreform Und
die Gesetzliche Rentenversicherung hat das
Bundessozialministerium ein kostenloses Bür-
gertelefon eingerichtet.
Das kostenlose Bürgertelefon ist von Montag
bis Donnerstag zwischen 8:00 und 20:00 Uhr
unter der Telefonnummer 0800/ 1515150 er-
reichbar.
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Der Mensch lebt nicht von Brot allein - es
darf auch mal ein Eisbein sein.
Kollegen, die gerne in der Kantine der VBL
essen gehen, weil gut und preiswert (Stam-
messen 3 Euro !), haben uns darauf aufmerk-
sam gemacht, dass sie dort als Einrichtungs-
fremde einen Aufschlag auf den Normalpreis
zahlen müssen.
Nach einem Gespräch mit dem sehr aufge-
schlossenen Kantinenpächter war dieser be-
reit, auf den Aufschlag zu verzichten, wenn
mindestens 10 Uni-Beschäftigte pro Tag zu
ihm zum Essen kommen - 
Das Angebot ist fair - belohnen wir es mit ei-
nem Besuch !
Speisepläne der VBL sowie
anderer uni-naher preiswer-
ter Kantinen (soweit vorhan-
den) stellen wir ab kommen-
der Woche ins Netz (Hotlist).
Nachgeschaut und Nachgefragt:
Unsere Kollegin Ursula Eichler hat sich zum 1. September 2003 in den wohlverdienten Ruhestand
verabschiedet.
Sie war langjähriges Mitglied des Personalrats, stellvertretende Vertrauensfrau der Schwerbehin-
derten und die erste Frauenvertreterin  für die Frauen in Verwaltung und Technik (VT) an der Uni-
versität Karlsruhe.
Wir bedanken uns bei ihr für die vielen Jahre der hervorragenden, freundschaftlichen Zusammen-
arbeit, ihr leidenschaftliches Engagement für die Belange der Beschäftigten und wünschen ihr für
die Zukunft von Herzen alles Gute.
Im Vorstand gab es ebenfalls eine Veränderung, Kollege Günter Wicht hat sein Amt niedergelegt,
arbeitet aber im Gremium und verschiedenen Arbeitskreisen weiter mit.
Auch ihm danken wir für seine Mitarbeit und seine Loyalität.
Kollege Norbert Seel wurde in den Vorstand als einer der stellvertretenden Vorsitzenden nachge-
wählt. Er ist übrigens das „dienstälteste“ Mitglied des Gremiums (seit 1978) und hat in früheren
Amtszeiten schon hinreichend Erfahrung in Vorstandsämtern des Personalrats gesammelt.  
Veränderungen im Personalrat
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Nachruf
Tief betroffen haben wir von unserem Kollegen
Klaus Peter Kiefer 
? 16.12.1954    ? 12.08.2003
Abschied genommen.
Sein freundliches Wesen, seine Hilfsbereitschaft,
seinen selbstlosen Einsatz für die Beschäftigten
werden wir immer in guter Erinnerung behalten.
Vorstand
Krahl, Joachim Personalrat 3940
Dr. Müschen, Ulrich IBT 2651
Seel, Norbert Personalrat 6533
Pöllmann, Elke Personalrat 8043
Hoffmann, Reinhard Zentrale Betriebstechnik 3011
Angestellte:
Berker, Sabine Personalrat/Frauenvertreterin 3616
Frank, Siegfried Schwerbehindertenvertretung 6065
Gübel, Ekkehard Fachgebiet Strömungsmaschinen 2361
Hoffmann, Reinhard Zentrale Betriebstechnik 3011
Krahl, Joachim Personalrat 3940
Opfer, Ulrich Physikalisches Institut 3464
Pöllmann, Elke Personalrat 8043
Schlachter, Christian Anorg.Chemie 2963
Seel, Norbert Personalrat 6533
Vollmer, Stefanie Organische Chemie 8702
Walther, Ingrid Kristall- u. Materiallabor 3551
Wiegel, Bernhard Zoologie II 3989
Zoller, Heinz Betriebs- und Dialogsysteme 4054
Arbeiter:
Bayer, Bruno Kollegiengebäude am Ehrenhof 4738
Regner, Hartmut Prozeßrechentechnik 7114
Wicht, Günter Zentrale Betriebstechnik 3013
Beamte:
Böhm, Martina Universitätsbibliothek 7942
Füßler, Klaus Hauptabteilung V 3002
Dr. Müschen, Ulrich IBT 2651
Jugend - und Auszubildenden - Vertretung
Vorsitzende
Frank, Antje Experimentelle Kernphysik 1055/3530
Mitglieder
Hill, Melanie Zoologie II 8672
Höhne, Sebastian Meteorologie u. Klimaforschung 1055/2830
Ludwig, Markus IEH 2518
Zipfel, Michael Produktionstechnik 2446
Mitglieder des Personalrats
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